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11 Rechtsverordnung 


über die Polizei im Gebiete der Freien Stadt Danzig. 
Vom 11. Januar 1937. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 9 und 10 und § 2, Buchſtaben d), e) und f) des Geſetzes vom 
24. Juni 1933 zur Behebung der Not von Volk und Staat (G. Bl. S. 273) wird folgende Rechts⸗ 
verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen. 

Die Polizei iſt unmittelbarer Ausdruck der Staatsgewalt. Sie hat die Aufgabe, nicht nur den 
Staat und die äußere Rechtsordnung, ſondern vornehmlich diejenigen Rechtsgüter zu ſchützen, zu deren 
Erhaltung und Förderung der Staat beſtimmt iſt, das ſind die in der Volksgemeinſchaft ruhenden Werte. 
Dieſer hohe Beruf der Polizei hat die Grundlage alles polizeilichen Vorgehens zu bilden und iſt bei 
der Auslegung der Einzelbeſtimmungen dieſer Rechtsverordnung zu beachten. 


Teil I 
Aufgaben und Verfahren der Polizei 
Abſchnitt 1 
Aufgaben der Polizei 
8 1 
Die Polizei iſt ein Zweig der allgemeinen Staatsverwaltung. Sie iſt zum Schutze der Volks⸗ 
gemeinſchaft und des Staates berufen und hat ferner die ihr ausdrücklich zugewieſenen Aufgaben ſo⸗ 
wie alle diejenigen Verwaltungsaufgaben zu erfüllen, die nicht anderen Behörden oder öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Körperſchaften zugeteilt ſind. 
8 2 
Die Polizeibehörden haben die notwendigen Maßnahmen zur Durchführung ihrer Aufgaben 
nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu treffen unter Würdigung der Bedeutung des zu ſchützenden Wertes 
und der innerhalb der Volksgemeinſchaft berechtigten Belange der durch die Maßnahmen Betroffenen. 


8 3 
(1) Die Polizeibehörden haben die zur Durchführung ihrer Aufgaben erforderlichen Maßnahmen 
grundſätzlich gegen denjenigen zu richten, der durch ſein Verhalten die zu ſchützenden Gemeinſchaftswerte 
oder die ſtaatlichen Belange gefährdet oder beeinträchtigt. 
c (2) Gegen andere Perſonen dürfen polizeiliche Maßnahmen gerichtet werden, wenn und ſolange 
ein anderer Weg zur Erreichung des polizeilichen Zweckes nicht gegeben iſt. 


8 4 

f Die Polizeibehörden ſind berechtigt, Perſonen in polizeiliche Verwahrung zu nehmen, wenn der 
eigene Schutz dieſer Perſonen oder eine Gefährdung von Gemeinſchaftswerten oder des Staates dieſe 
Maßregel erforderlich macht. Die Feſthaltung der in polizeiliche Verwahrung genommenen Perſonen 
darf über 24 Stunden nur auf ſchriftliche Anordnung der Kreispolizeibehörde erfolgen und einen 
Zeitraum von 3 Monaten nur überſchreiten, wenn bei Ablauf dieſer Friſt die verfügende Behörde 
mit Zuſtimmung des Senats ſchriftlich feſtſtellt, daß die Notwendigkeit der Feſthaltung noch fort⸗ 
beſteht. Dieſes Verfahren iſt bei weiterer Feſthaltung von 3 Monaten zu wiederholen. Der Zu⸗ 
ſtimmung des Senats bedarf es nicht in Fällen der Auslieferungshaft oder der Feſthaltung wegen Ge⸗ 
meingefährlichkeit infolge geiſtiger Erkrankung. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 22. 1. 1937.) 
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8 5 

(1) In eine Wohnung wider den Willen des Inhabers während der Nachtzeit einzudringen, ſind 
die Polizeibeamten nur berechtigt, 

a) auf Grund eines Erſuchens, das aus der Wohnung hervorgegangen iſt, 

b) ſoweit dieſe Maßnahme erforderlich iſt zur Wiederergreifung eines entwichenen Gefangenen, 
zur Abwehr eines Lebensgefahr für einzelne Perſonen oder einer erheblichen Gefährdung von 
Gemeinſchaftswerten oder ſtaatlichen Belangen. 

(2) Dieſe Beſchränkung bezieht ſich nicht auf Räume, die während der Nachtzeit allgemein zu- 
gänglich ſind oder bereits eingetretenen Perſonen zum ferneren Aufenthalt zur Verfügung ſtehen, ferner 
auf die Wohnungen von Perſonen, die unter Polizeiaufſicht ſtehen, ſowie Räume, die als Verſamm— 
lungsorte beſtrafter Perſonen oder als Schlupfwinkel des Glücksſpiels oder der Unzucht bekannt ſind. 

(3) Als Nachtzeit im Sinne des Abſatz 1 gelten die in der Strafprozeßordnung als Nachtzeit 
bezeichneten Stunden. 


Abſchnitt 2 
Polizeibefehle 
86 
Die Polizeibefehle ergehen als Polizeiverordnungen oder als polizeiliche Verfügungen. 


a) Polizeiverordnungen 


7 
Polizeiverordnungen ſind polizeiliche Gebote oder Verbote, die für eine unbeſtimmte Anzahl 
von Fällen an eine unbeſtimmte Anzahl von Perſonen gerichtet ſind. 


88 
(1) Polizeiverordnungen dürfen keine Beſtimmungen enthalten, die mit den Geſetzen oder mit 
Rechtsverordnungen in Widerſpruch ſtehen. 
(2) Iſt eine Angelegenheit durch Polizeiverordnung einer höheren Polizeibehörde geregelt, ſo darf 
ſie nur inſoweit durch Polizeiverordnung einer nachgeordneten Behörde ergänzend geregelt werden, 
als die Polizeiverordnung der höheren Behörde es ausdrücklich zuläßt. 


89 
Polizeiverordnungen müſſen 

a) eine ihren Inhalt kennzeichnende Überſchrift tragen, 

b) in der Überſchrift als Polizeiverordnung bezeichnet werden, 

c) die Geſetzesbeſtimmung angeben, auf Grund deren ſie erlaſſen ſind, 

d) den örtlichen Geltungsbereich enthalten, 

e) ſoweit die Anhörung anderer Stellen geſetzlich vorgeſchrieben iſt, die Stellen angeben, nach 
deren Anhörung fie erlaſſen find oder den Vermerk enthalten, daß fie vorbehaltlich der An- 
hörung der vorgeſchriebenen Stellen erlaſſen ſind, 

f) das Datum enthalten, unter dem ſie erlaſſen find, 

g) die Behörde bezeichnen, die die Verordnung erlaſſen hat. 


10 
Polizeiverordnungen können erlaſſen: g 
a) der Senat für das ganze Staatsgebiet oder Teile davon, die mehr als einen Land⸗ 
oder Stadtkreis umfaſſen, 
b) 5 Polizeipräſident zu Danzig und die Landräte für ihren Verwaltungsbezirk oder Teile 
avon. 
8 11 
(1) Vor dem Erlaſſe von Polizeiverordnungen haben zu hören 
a) i Re zu Danzig als Orts- und Kreispolizeibehörde den oder die Gemeinde⸗ 
vorſtände, 
b) die Landräte den Kreisausſchuß. 
(2) Sofern Polizeiverordnungen der Landräte nur für einzelne Gemeinden Geltung haben ſollen, 
ſind vor Erlaß anſtelle des Kreisausſchuſſes der oder die zuſtändigen Gemeindevorſtände zu hören. 
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8 12 

Für Zuwiderhandlungen gegen Polizeiverordnungen kann in Polizeiverordnungen des Senats 
Geldſtrafe bis zu 300 Gulden oder Haft bis zu zwei Wochen, in Polizeiverordnungen des Polizei⸗ 
präſidenten zu Danzig und der Landräte Geldſtrafe bis zu 200 Gulden oder Haft bis zu 2 Wochen 
angedroht werden. 

8 13 

Polizeiverordnungen ſind im Staatsanzeiger zu veröffentlichen und treten, ſoweit in ihnen nichts 
anderes beſtimmt iſt, eine Woche nach dem Tage ihrer Veröffentlichung in Kraft. Auf die erfolgte 
Veröffentlichung von Polizeiverordnungen iſt in den amtlichen Kreisblättern oder auf ſonſtige orts⸗ 
übliche Weiſe hinzuweiſen. 

8 14 

Die Anderung und Aufhebung einer Polizeiverordnung erfolgt durch Polizeiverordnung der Be⸗ 
hörde, die die Polizeiverordnung erlaſſen hat. 

8 15 

Der Senat iſt befugt, die Polizeiverordnungen der nachgeordneten Behörden außer Kraft zu 
ſetzen. 

8 16 

(1) Werden Polizeibezirke erweitert, jo gelten die für fie erlaſſenen Polizeiverordnungen vom Zeit⸗ 
punkte der Erweiterung ab auch für das hinzutretende Gebiet. Die für das letztere bis dahin er⸗ 
laſſenen Polizeiverordnungen treten mit dem gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 

(2) Wird aus einzelnen Polizeibezirken oder Teilen von Polizeibezirken ein neuer Polizeibezirk 
gebildet, ſo treten die in den einzelnen Teilen geltenden Polizeiverordnungen mit Ablauf von 6 Mo⸗ 
naten nach der Neubildung des Polizeibezirks außer Kraft, ſofern nicht ein früherer Zeitpunkt beſtimmt 
wird. 

b) Polizeiliche Verfügungen 
8 17 

(1) Polizeiliche Verfügungen find Anordnungen der Polizeibehörden, die an beſtimmte Per⸗ 
ſonen oder an einen beſtimmten Perſonenkreis ergehen und ein Gebot oder Verbot oder die Ver⸗ 
ſagung, Einſchränkung oder Zurücknahme einer rechtlich vorgeſehenen polizeilichen Erlaubnis oder Be⸗ 
ſcheinigung enthalten. 

(2) Die Anordnungen oder ſonſtige Maßnahmen, welche die Polizeibehörden oder die Polizei⸗ 
beamten auf Erſuchen einer Behörde, die nicht Polizei⸗ oder Polizeiaufſichtsbehörde iſt, treffen, oder 
welche Polizeibeamte nur in ihrer Eigenſchaft als Hilfsbeamte der Staatsanwaltſchaft treffen können, 
ſind keine polizeilichen Verfügungen im Sinne dieſer Rechtsverordnung. 


s 18 a 

Kommen für die Erreichung des polizeilichen Zweckes mehrere Mittel in Frage, ſo genügt es, 
wenn die Polizeibehörde eines dieſer Mittel beſtimmt. Dabei iſt tunlichſt das ſchonendſte Mittel zu 
wählen. Dem Betroffenen iſt auf Antrag zu geſtatten, ein von ihm angebotenes anderes Mittel, 
durch das der polizeiliche Zweck ebenſo wirkſam erreicht wird, anzuwenden. Die Ablehnung dieſes An⸗ 
trages gilt als erneute polizeiliche Verfügung. 

8 19 

(1) Die Zurücknahme oder nachträgliche Ein ſchränkung einer polizeilichen Erlaubnis oder Beſchei⸗ 
nigung iſt vorbehaltlich abweichender geſetzlicher Beſtimmung nur zuläſſig, 

a) wenn die Erlaubnis dem beſtehenden Recht widerſprach, 

b) wenn die Erteilung auf Grund von Angaben des Antragſtellers erfolgt iſt, die in weſent⸗ 
licher Beziehung unrichtig oder unvollſtändig waren, 

e) ſoweit im Falle der Anderung des beſtehenden Rechts von der Erlaubnis oder Beſcheinigung 
noch nicht Gebrauch gemacht worden iſt und nach dem neuen Recht die Verſagung gerecht⸗ 
fertigt wäre, 

d) wenn Tatſachen nachträglich eintreten oder, abgeſehen vom Falle zu b), der Polizeibehörde 
bekannt werden, die die Polizeibehörde zur Verſagung der erteilten Erlaubnis oder Beſcheini⸗ 
gung berechtigt haben würden, ſofern ohne die Zurücknahme der Erlaubnis oder Beſcheinigung 
eine Gefährdung der von der Polizei zu ſchützenden Rechtsgüter eintreten würde. 

(2) Die Zurücknahme oder nachträgliche Beſchränkung einer polizeilichen Erlaubnis oder Be⸗ 
ſcheinigung, deren Erteilung in das Ermeſſen der Polizeibehörde geſtellt iſt, kann jederzeit erfolgen. 
Auf die Wiederruflichkeit iſt bei der Erteilung hinzuweiſen. 
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8 20 
(1) Polizeiliche Verfügungen können mündlich, ſchriftlich oder durch Zeichen erlaſſen werden. Die 
unmittelbare Ausführung einer polizeilichen Maßnahme ſteht dem Erlaſſe einer polizeilichen Ver— 
fügung gleich. 
(2) Schriftlich erlaſſene polizeiliche Verfügungen ſollen bei ihrem Erlaſſe ſchriftlich begründet 
werden. 
§ 21 
(1) Gegen polizeiliche Verfügungen der Orts- und Kreispolizeibehörden ſowie gegen Verfügungen 
des Polizeipräſidenten zu Danzig in ihm übertragenen landespolizeilichen Angelegenheiten findet, ſoweit 
das Geſetz nicht ausdrücklich anders beſtimmt, die Beſchwerde ſtatt, und zwar: 

a) gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörden auf dem Lande oder einer kreisangehörigen 
Stadt oder eines Beamten der Gendarmerie an den Landrat und gegen deſſen Beſcheid an 
den Senat, 

b) gegen die Verfügungen des Polizeipräſidenten zu Danzig oder der Landräte an den Senat. 

(2) Die Entſcheidung des Senats iſt endgiltig unbeſchadet aller privatrechtlichen Verhältniſſe. 


§8 22 
Mit der Beſchwerde kann ſowohl die Rechtmäßigkeit als auch die Zweckmäßigkeit der polizeilichen 
Verfügung angefochten werden. 
§ 23 
(1) Anſtatt der Beſchwerde findet in Fällen des $ 21, ſoweit ein Geſetz nicht ausdrücklich anders 
beſtimmt, die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt, und zwar: 
gegen die Verfügungen der Ortspolzeibehörden auf dem Lande oder einer kreisangehörigen 
Stadt bei dem Kreisausſchuß, 
gegen die Verfügungen des Polizeipräſidenten zu Danzig oder der Landräte als Kreis⸗ 
polizeibehörden bei dem Landgericht (Kammer für Verwaltungsſachen). 
(2) Die Klage kann nur darauf geſtützt werden, daß der angefochtene Beſcheid das geltende Recht 
verletze. Eine unrichtige Anwendung des geltenden Rechts liegt auch dann vor, wenn die Tatſachen nicht 
gegeben ſind, die die Polizeibehörde zum Erlaſſe der Verfügung berechtigt haben würden. 


Ss 24 
Die Nachprüfung einer polizeilichen Entſcheidung über die perſönliche Zuverläſſigkeit, Eignung 
oder Sachkunde einer Perſon findet nur im Wege der Beſchwerde ſtatt. 


8 25 

Die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren gegen eine polizeiliche Verfügung iſt ausgeſchloſſen 
und nur die Beſchwerde zuläſſig in Fällen rein politiſcher Art. Als Fälle rein politiſcher Art gelten 
polizeiliche Verfügungen in Angelegenheiten des Vereins- und Verſammlungsrechts, des Rechts zum 
Beſitze und zur Führung von Waffen, des Preſſerechts, in Schutz haftangelegenheiten und in An: 
gelegenheiten der Ausländerpolizei. Der Senat kann weitere Sachbereiche als ſolche rein politiſcher 
Natur bezeichnen. s 

$ 26 

(1) Die Beſchwerde im Falle des $ 21 und die Klage im Falle des $ 23 find bei derjenigen Be⸗ 
hörde anzubringen, gegen deren Verfügung ſie gerichtet ſind, bei der Anfechtung einer von einem Be— 
amten der Gendarmerie erlaſſenen polizeilichen Verfügung bei dem Landrat. 

(2) Die Behörde, bei der die Beſchwerde oder Klage angebracht iſt, hat die Beſchwerde, falls ſie 
nicht ſelbſt für Abhilfe ſorgt und einen entſprechend en Beſcheid erteilt, die Klage in jedem Falle der zur 
Entſcheidung zuſtändigen Behörde vorzulegen. 

(3) Die Friſt zur Einlegung der Beſchwerde oder Anbringung der Klage beträgt zwei Wochen vom 
Tage, an dem die polizeiliche Verfügung dem Betroffenen zugeſtellt, zugegangen oder bekannt ge⸗ 
worden iſt. Die gleiche Friſt gilt für die Einlegung der weiteren Beſchwerde. 

(4) Die Anbringung des einen Rechtsmittels ſchließt das andere aus. Iſt die Schrift, mittels deren 
das Rechtsmittel angebracht wird, nicht als Klage bezeichnet, oder enthält ſie nicht ausdrücklich den An⸗ 
trag auf Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren, ſo gilt ſie als Beſchwerde. Bei gleichzeitiger 
Anbringung beider Rechtsmittel iſt nur der Beſchwerde Fortgang zu geben. Das hiernach unzuläſſige 
Rechtsmittel iſt durch Verfügung der im Abſatz 1 bezeichneten Behörde zurückzuweiſen. Gegen die zu- 
rückweiſende Verfügung findet innerhalb zweier Wochen die Beſchwerde an die zur Entſcheidung auf die 
Klage berufene Behörde ſtatt. i 


15 
(5) Wird die Beſchwerde oder Klage innerhalb der geſetzlichen Friſt bei der Behörde angebracht, 


die zur Entſcheidung zuſtändig iſt, ſo gilt die Friſt als gewahrt. Die Beſchwerde oder Klage iſt in ſolchen 
Fällen von der angerufenen Behörde an die Behörde abzugeben, gegen deren Beſchluß ſie gerichtet iſt. 


8 27 
Die Einlegung eines Rechtsmittels hat aufſchiebende Wirkung, ſoweit nicht ein Geſetz ausdrücklich 
etwas anderes vorſchreibt, oder diejenige Behörde, welche die Verfügung erlaſſen hat, aus überwie⸗ 
genden Intereſſen des Gemeinwohls die ſofortige Ausführung verlangt. 


Abſchnitt 3 
Sonſtige Anordnungen der Polizeibehörden 
Ss 28 
Soweit die Polizeibehörden auf Grund beſonderer Geſetze oder Verordnungen zum Erlaſſe von 
Anordnungen, Feſtſetzungen, Bekanntmachungen uſw. ermächtigt ſind, gilt, falls das Geſetz oder die 
Verordnung nichts anderes beſtimmt, folgendes: 
a) auf Anordnungen uſw., die an beſtimmte Perſonen gerichtet ſind, finden die Beſtimmungen 
über polizeiliche Verfügungen, mit Ausnahme des § 19, Anwendung. 
b) Allgemein verbindliche Vorſchriften müſſen den Beſtimmungen des $ 9 zu a), O., d), e), 
f) und g) entſprechen. Sie ſind gemäß 8 14 zu veröffentlichen. 


Abſchnitt 4 
berprüfung von Maßnahmen der Polizei durch die Gerichte 
Ss 29 
Sofern eine polizeiliche Verfügung, Anordnung oder Maßnahme im Beſchwerde⸗ oder Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren als rechtmäßig feſtgeſtellt oder durch Nichteinlegung eines Rechtsmittels un⸗ 
anfechtbar geworden iſt, findet eine Nachprüfung der Rechtmäßigkeit auch in einem gerichtlichen Ver⸗ 
fahren unter keinerlei rechtlichen Geſichtspunkten mehr ſtatt. 


Abſchnitt 5 
Zwangsmittel der Polizeibehörden 
8 30 

0 Die Polizeibehörden ſind unbeſchadet der ſtrafrechtlichen Verfolgung ſtrafbarer Handlungen 
berechtigt, die Befolgung einer polizeilichen Verfügung, wenn ſie unanfechtbar geworden oder die ſo⸗ 
fortige Ausführung gemäß $ 27 verlangt iſt, durch Ausführung der zu erzwingenden Handlung auf 
Koſten des Verpflichteten, durch Feſtſetzung von Zwangsgeld oder durch unmittelbaren Zwang durch⸗ 
zuſetzen. Der Senat kann Grundſätze über die Anwendung unmittelbaren Zwanges, insbeſondere 
durch den Waffengebrauch, erlaſſen. 

A 20 Die Anwendung eines Zwangsmittels muß, abgeſehen von dem Fall der unmittelbaren 
ee einer polizeilichen Maßnahme, vorher angedroht werden. Die Androhung muß, außer 
ei Gefahr im Verzuge, schriftlich erfolgen. Der Betrag des Zwangsgeldes it in beſtimmter Höhe 
9 Wird die Ausführung der zu erzwingenden Handlung durch einen Dritten angedroht, ſo 
i in der Androhung die Höhe des Koſtenbetrages vorläufig zu veranſchlagen. Für die Ausführung 
er zu erzwingenden Handlung ift, außer bei Gefahr im Verzuge, eine angemeſſene Friſt zu ſetzen. 
(3) Die Höhe des Zwangsgeldes darf bei jeder Androhung 
a) durch den Senat 300 Gulden, 
b) durch den Polizeipräſidenten zu Danzig und die Landräte 200 Gulden, 
D durch die Ortspolizeibehörden in Landgemeinden und in kreisangehörigen Städten 100 Gulden 
nicht überſchreiten. 

(4) Das Zwangsgeld kann im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben werden. 

6) Iſt die Handlung auf Koſten des Verpflichteten ausgeführt worden, ſo kann die Polizeibehörde 
von dieſem den Koſtenbetrag im Verwaltungszwangsverſahren einziehen. Auch der vorläufig feſt⸗ 
geſetzte Koſtenbetrag kann im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen werden. 

(6) Die Zwangsmittel können bei polizeilichen Geboten wiederholt werden, bis der beanſtandete 
Zuſtand beſeitigt ist. Bei polizeilichen Verboten kann das Zwangsmittel für jeden Fall der Nichtbefol⸗ 
gung feſtgeſetzt werden. . 
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8 31 

(1) Für den Fall der Nichtbeitreibbarkeit des Zwangsgeldes kann eine Zwangshaft angedroht 
werden. Die Zwangshaft darf in den Fällen des 8 30 Abſatz 3 zu a) 3, zu b) 2, zu c) eine Woche 
nicht überſchreiten. Die Androhung einer Zwangshaft muß ſchriftlich erfolgen und hinſichtlich der 
Dauer beſtimmt fein. Die Zwangshaft kann vollſtreckt werden, wenn die Beitreibung ohne Erfolg 
verſucht iſt oder feſtſteht, daß die Beitreibung keinen Erfolg haben wird. 

(2) Durch Verordnung des Senats kann den betroffenen Perſonen freigeſtellt werden, die Zwangs⸗ 
haft durch Arbeit für eine Gemeinde oder einen Gemeindeverband abzuwenden. Die näheren Beſtim— 
mungen über die zu leiſtenden Arbeiten trifft die Verordnung des Senats mit der Maßgabe, daß an 
Stelle einer Zwangshaft von einem Tage ein Arbeitstag tritt, und daß ſich der zur Arbeit Heran— 
gezogene durch die nachträgliche Vornahme der zu erzwingenden Handlung oder durch Zahlung des 
Zwangsgeldes von der Arbeit befreien kann. 

N 8 32 

(1) Sit die Androhung eines Zwangsmittels im Falle des § 30 in der polizeilichen Verfügung 
enthalten, ſo kann ſie nur zuſammen mit der polizeilichen Verfügung angefochten werden. Iſt die An⸗ 
drohung eines Zwangsmittels ſelbſtändig erfolgt, ſo ſind dagegen die gleichen Rechtsmittel gegeben, wie 
gegen die zu Grunde liegende polizeiliche Verfügung. Mit der Anfechtung der Androhung kann in 
dieſem Falle gleichzeitig die zu Grunde liegende polizeiliche Verfügung ſelbſt angefochten werden, ſofern 
dieſe bei der Androhung nicht bereits unanfechtbar geworden war. 

(2) Gegen die Androhung eines Zwangsmittels zur Durchführung einer unanfechtbar gewordenen 
polizeilichen Verfügung ſowie gegen die Feſtſetzung oder Ausführung eines Zwangsmittels iſt nur die 
binnen 2 Wochen zu erhebende Beſchwerde an die Dienſtaufſichtsbehörde gegeben. Die Anfechtung 
hat keine aufſchiebende Wirkung. 

8 Abſchnitt 6 
Schadenserſatzanſprüche aus polizeilichen Anordnungen 
8 33 

In den Fällen des § 3 Abſatz 2 kann, ſofern die Entſchädigungspflicht nicht in anderen geſetz— 
lichen Vorſchriften geregelt iſt, derjenige, gegen den die polizeiliche Maßnahme getroffen worden iſt, 
Erſatz des ihm durch die Maßnahme entſtandenen Schadens verlangen. Dies gilt nicht, ſoweit die 
Maßnahme zum Schutze ſeiner Perſon oder ſeines Vermögens getroffen iſt. 


8 34 

(1) Im Falle des $ 33 iſt zum Schadenserſatze verpflichtet der Träger der mittelbaren Polizei— 
koſten für den Polizeibezirk, in dem die polizeiliche Maßnahme durchgeführt worden iſt. 

(2) An die Stelle dieſes Verpflichteten tritt der Staat, ſofern die polizeiliche Maßnahme dazu 
beſtimmt war, einen den Bereich eines Ortspolizeibezirks überſchreitenden allgemeinen Notſtand zu be- 
ſeitigen. 

8 35 

Sit in Fällen des $ 3 Abſatz 2 die polizeiliche Maßnahme durch das Verhalten von Perſonen 
verurſacht worden, gegen die eine polizeiliche Maßnahme nach $ 3 Abſatz 1 hätte gerichtet werden 
dürfen, jo kann der nach § 34 zum Schadenserſatze Verpflichtete Erſatz feiner Aufwendungen nach den 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches über die Geſchäftsführung ohne Auftrag von dieſen Per- 
ſonen verlangen. 

$ 36 ‚ 
Über die Anſprüche auf Grund der SS 33—35 wird im ordentlichen Rechtswege entſchieden. 
8 37 

In Fällen des § 19 Abſatz 1 zu e) und d) fin den die 88 33 und 34 entſprechende Anwendung. 
ber den Schadenserſatzanſpruch entſcheiden die in der Verordnung über die durch innere Unruhen 
verurſachten Schäden vom 11. Januar 1937 zur Entſcheidung berufenen Stellen. Für den Erſatzan— 
ſpruch gelten die Beſtimmungen in $ 2 Abſatz 1 der genannten Verordnung. 


Abſchnitt 7 
Polizeiliche Strafverfügungen 
8 38 
(1) Die Polizeibehörden können wegen der in ihrem Bezirk begangenen, unter ihren ſachlichen Zu— 
ſtändigkeitsbereich fallenden Zuwiderhandlungen gegen Geſetze und Verordnungen, ſofern keine höhere 
Strafe als Geldſtrafe bis zu 300 Gulden oder Haft bis zu 6 Wochen oder Einziehung angedroht iſt, 
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die Strafe durch Verfügung feſtſetzen ſowie eine etwa verwirkte Einziehung verhängen. Eine zu ver⸗ 
hängende Haftſtrafe darf die Dauer von 14 Tagen nicht überſchreiten. In leichteren Fällen kann von 
einer polizeilichen Strafverfügung abgeſehen werden. Statt oder neben einer polizeilichen Strafverfü⸗ 
gung kann eine polizeiliche Verfügung, ſtatt der Strafverfügung auch eine gebührenpflichtige Verwar⸗ 
nung erteilt werden. 
i (2) Gegen Jugendliche unter 18 Jahren findet die Feſtſetzung einer Haft⸗ oder Erſatzſtrafe nicht 
tatt. 
8 39 

Die Feſtſetzung einer Strafe durch die Polizeibehörden findet nicht ſtatt bei Zuwiderhandlungen 

gegen die Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben oder Gefälle. 


8 40 
Die polizeiliche Strafverfügung ift nach Maßgabe der Ausführungsvorſchriften dem Beſchuldigten 
durch einen öffentlichen Beamten zu behändigen oder zuzuſtellen. N 


sa 
| Die polizeiliche Strafverfügung muß, außer den in $ 413 Abſ. 3 St. P. O. vorgeſchriebenen Hin⸗ 
weiſen, die Kaſſe bezeichnen, an welche die Geldſtrafe zu zahlen iſt und die Eröffnung enthalten, daß 
ſtatt des Antrags auf gerichtliche Entſcheidung die Beſchwerde nach § 42 erhoben werden kann. 


8 42 

(1) Statt des im 8 413 St. P. O. vorgeſehenen Antrages auf gerichtliche Entſcheidung kann der 
Beſchuldigte gegen die polizeiliche Strafverfügung binnen einer Friſt von 2 Wochen nach Zuſtellung 
oder Behändigung die Beſchwerde an die unmittelbar übergeordnete Polizeiaufſichtsbehörde einlegen. 
Dieſe entſcheidet endgültig. 

(2) Geht aus der Schrift des Beſchuldigten nicht hervor und läßt ſich nicht kurzer Hand klären, 
ob der Beſchuldigte auf gerichtliche Entſcheidung antragen oder Beſchwerde einlegen will, ſo iſt das 
Schriftſtück als Antrag auf gerichtliche Entſcheidung zu behandeln. Dasſelbe gilt, wenn neben dem An⸗ 
trage auf gerichtliche Entſcheidung Beſchwerde eingelegt wird. 

(3) Iſt gegen einen Beſchuldigten im Alter von 14 bis 18 Jahren eine polizeiliche Strafverfügung 
erlaſſen, fo iſt eine Abſchrift dem geſetzlichen Vertreter zu überſenden. Auch der geſetzliche Vertreter 
kann Beſchwerde einlegen oder auf gerichtliche Entſcheidung antragen. 


8 43 

Für das Verfahren bei polizeilichen Strafverfügungen ſind weder Stempel noch Gebühren anzu⸗ 
ſetzen, die baren Auslagen aber fallen dem Beſchuldigten in allen Fällen zur Laſt, in denen eine Strafe 
endgültig gegen ihn feſtgeſetzt iſt. 

8 44 
Die auf Grund dieſer Verordnung endgiltig feſtgeſetzte Geldſtrafe ſowie die eingezogenen Gegen 
ſtande fallen dem Träger der unmittelbaren Polizeikoſten für die Behörde zu, die die eee 
Strafverfügung erlaffen hat. Dieſe Stelle iſt verpflichtet, die durch die Feſtſetzung und n 
Br Strafe entftehenden Koſten zu tragen, ſoweit fie von dem Beſchuldigten nicht beigetrieben werden 
nen. 
8 45 

(1) It die polizeiliche Strafverfügung vollſtreckbar geworden, ſo findet wegen an 
Handlung eine fernere Anſchuldigung nicht ſtatt, es ſei denn, daß die Polizeibehörde ihre Zuſtändigkeit 
überſchritten hat. 

(2) In dieſem Falle iſt während des gerichtlichen Verfahrens die Vollſtrecung der Strafver- 
fügung einzustellen. Erfolgt eine rechtskräftige Verurteilung oder Freiſprechung, fo tritt die Straf- 
verfügung außer Kraft. 

8 46 

Iſt Anklage erhoben worden, bevor dem Beſchuldigten die polizeiliche Strafverfügung zugeſtellt 

worden iſt, ſo iſt dieſe wirkungslos. N 
8 47 

Wird bei dem Amtsgericht gerichtliche Entſchetdung beantragt, jo iſt dem Antragſteller hierüber 

koſtenfrei eine Beſcheinigung zu behändigen. u 
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Teil U 
Aufbau der Polizeibehörden 
Abſchnitt 1 
Polizeibehörden 
8 48 
(1) Ordentliche Polizeibehörden ſind: 
a) die Landespolizeibehörde, 
b) die Kreispolizeibehörden, 
c) die Ortspolizeibehörden. 
(2) Sonderpolizeibehörden ſind alle übrigen Polizeibehörden. 


$ 49 
(1) Landespolizeibehörde iſt der Senat ſowie der Polizeipräſident zu Danzig in den ihm über- 
tragenen Angelegenheiten. 
(2) Kreispolizeibehörden ſind in den Stadtkreiſen Danzig und Zoppot der Polizeipräſident zu 
Danzig, in den Landkreiſen die Landräte. s 
(3) Ortspolizeibehörden ſind, ſoweit ſtaatliche Polizeibehörden beſtellt find, die ſtaatlichen Polizei⸗ 
behörden, ſonſt in Stadtgemeinden die Bürgermeiſter, auf dem Lande die Amtsvorſteher. 


8 50 

(1) Die ſachliche Zuſtändigkeit der Landespolizeibehörde und der Kreispolizeibehörden regelt der 
Senat. 

(2) Der Senat kann die Wahrnehmung landespolizeilicher Aufgaben einer Kreispolizeibehörde 
übertragen. 

Ss 51 
(1) In Landgemeinden hat, ſofern nicht eine beſondere ſtaatliche Polizeibehörde beſtellt iſt, der 
Gemeindevorſteher als Organ der Polizeibehörde 

a) die ihm von dem Ortspolizeiverwalter beſonders übertragenen polizeilichen Einzelaufgaben 
auszuführen, 

b) ſofern ein ſofortiges polizeiliches Einſchreiten notwendig iſt, das Erforderliche vorläufig anzu⸗ 
ordnen und auszuführen, 

c) gemäß $ 4 der Verordnung Perſonen vorläufig in polizeiliche Verwahrung zu nehmen, 

d) die unter Polizeiaufſicht ſtehenden Perſonen zu beaufſichtigen, 

e) die polizeilich vorgeſchriebenen Meldungen entgegenzunehmen. 

(2) Auf Vorſchlag der Kreispolizeibehörde kann der Gemeindevorſteher auch zum Hilfsbeamten 
der Staatsanwaltſchaft beſtellt werden. 

8 52 

(1) Der Senat kann in einzelnen Ortspolizeibezirken oder Teilen von Ortspolizeibezirken die Ver⸗ 
waltung der Ortspolizei ganz oder teilweiſe beſonderen ſtaatlichen Polizeibehörden übertragen. Die ſach— 
liche Zuſtändigkeit der ſtaatlichen Polizeibehörden regelt der Senat. 

(2) Iſt die Verwaltung der Ortspolizei teilweiſe beſonderen ſtaatlichen Polizeibehörden übertragen, 
ſo richtet ſich die ſachliche Zuſtändigkeit der Polizeibeamten nach der Zuſtändigkeit der Behörde, der ſie 
zugeteilt ſind. 

8 53 
Der Senat kann den Polizeibehörden Beamte der Gendarmerie und in beſonderen Fällen auch 
andere ſtaatliche Polizeibeamte für die Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben zuteilen. 


8 54 
Die Sonderpolizeibehörden bleiben in ihrer Organiſation und beſonderen Zuſtändigkeit unberührt. 


Abſchnitt 2 
Polizeiaufſichts behörden 
« 8 55 
Polizeiaufſichtsbehörde für alle Polizeibehörden iſt der Senat, unter ihm find die Landräte 


Polizeiaufſichtsbehörden für die Ortspolizeibehörden in den kreisangehörigen Städten und auf dem 
Lande. 
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$ 56 

Die Polizeiaufſichtsbehörden können innerhalb ihrer Zuſtändigkeit den ihrer Aufſicht unterſtellten 
Polizeibehörden Anweiſungen erteilen. 

SD. 

(1) Die Landes- und Kreispolizeibehörden können in den geſetzlich vorgeſehenen Fällen oder bei 
Gefahr im Verzuge die Befugniſſe der nachgeordneten Polizeibehörden ausüben. 

(2) Die nachgeordneten Polizeibehörden können bei Gefahr im Verzuge die Befugniſſe der über⸗ 
geordneten Polizeibehörden ausüben. 

(3) In den Fällen der Abſ. 1 und 2 iſt die an ſich zuſtändige Polizeibehörde unverzüglich über 
die getroffene Maßnahme zu unterrichten. 

Ss 58 

Sollen Perſonen, die nicht unmittelbare Staatsbeamte ſind, mit der Wahrnehmung polizeilicher 
Aufgaben betraut werden, ſo bedarf ihre Beſtellung der Beſtätigung durch die unmittelbar vorge⸗ 
ſetzte Polizeiaufſichtsbehörde. 

Abſchnitt 3 
Ortliche Zuständigkeit der Polizeibehörden 
§ 59 

(1) Die Zuſtändigkeit der Kreis⸗ und Ortspolizeibehörden iſt auf den Polizeibezirk beſchränkt. 

(2) Befinden ſich Polizeibeamte auf Anweiſung der zuſtändigen Aufſichtsbehörde oder auf Erſuchen 
der zuſtändigen Polizeibehörde in einem fremden Polizeibezirk, ſo haben ſie die Befugniſſe der in dieſem 
Bezirk zuſtändigen Polizeibeamten. 

§ 60 

(1) Erfordert die Erfüllung polizeilicher Aufgaben auch polizeiliche Maßnahmen in den an⸗ 
grenzenden Polizeibezirken und iſt die Mitwirkung der für dieſe Maßnahmen zuſtändigen Polizei⸗ 
behörden nicht ohne eine den Erfolg des Eingreifens beeinträchtigende Verzögerung zu erreichen, ſo iſt 
die eingreifende Polizeibehörde berechtigt, auch in den angrenzenden Bezirken die notwendigen Maß⸗ 
nahmen zu treffen. 3 

(2) Zur Verfolgung ſtrafbarer Handlungen auf friſcher Tat, zur unmittelbaren Verhinderung 
ſtrafbarer Handlungen ſowie zur Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener können die polizei⸗ 
lichen Vollzugsbeamten auch außerhalb des Polizeibezirks ihrer Behörde Amtshandlungen vornehmen. 

Hoi Die zuſtändige Polizeibehörde iſt von den getroffenen Maßnahmen unverzüglich in Kenntnis 
zu ſetzen. 

(4) Kann eine polizeiliche Angelegenheit in benachbarten Polizeibezirken nur einheitlich geregelt 
werden, ſo beſtimmt die den beteiligten Polizeibehörden gemeinſam vorgeſetzte Polizeiaufſichtsbehörde 
die zuſtändige Polizeibehörde. 

§ 61 N | 

Der Senat kann die Wahrnehmung einzelner polizeilicher Dienſtzweige einer Polizeibehörde ohne 
. auf ihre allgemeine örtliche Zuſtändigkeit für das ganze Staatsgebiet oder Teile davon über⸗ 

agen. 
Teil 
Übergangs: und Schlußbeſtimmungen 
8 62 

Die von den Ortspolizeibehörden auf dem Lande und in kreisangehörigen Städten erlaſſenen 

Polizeiverordnungen treten mit dem Ablauf des 30. September 1937 außer Kraft. 


8 63 

(1) Die vorſtehende Rechtsverordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

(2) Mit dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſer Rechtsverordnung werden alle entgegenſtehen⸗ 
den oder gleichlautenden geſetzlichen Beſtimmungen ſowie alle denſelben Gegenſtand regelnden Beſtim⸗ 
mungen aufgehoben. Insbeſondere werden aufgehoben: a 

a) der § 10, II, 17 des Allgemeinen Landrechts, 

b) das Geſetz über die Zuläſſigkeit des Rechtsweges in Beziehung auf polizeiliche Verfügungen 
vom 11. Mai 1842 (G. S. S. 192), 

e) das Geſetz zum Schutze der perſönlichen Freiheit vom 12. Februar 1850 (G. S. S. 45), 

dh das Geſetz über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (G. S. S. 265), 
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e) das Geſetz betreffend den Erlaß polizeilicher Strafverfügungen wegen Übertretungen vom 
23. April 1883 (G. S. S. 65), 

f) die Titel IV — VI des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(G. S. S. 195), ſoweit ſie ſich auf die Polizeibehörden beziehen, 

g) die Rechtsverordnung vom 25. September 1934 betr. Polizeiverordnungsrecht des Senats 
(G. Bl. S. 705), 

h) in der Rechtsverordnung zur Abänderung einiger Verwaltungsvorſchriften vom 16. Juli 1936 
(G. Bl. S. 277) der Artikel II, 

i) in der Rechtsverordnung zur Vereinfachung der Verwaltung vom 9. Auguſt 1935 (G. Bl. 
S. 869) der $ 1 des Artikels III, 

k) Artikel III der Rechtsverordnung betreffend Maßnahmen zur Erhöhung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung vom 30. Juni 1933 (G. Bl. S. 287) in der Faſſung der Rechts⸗ 
verordnung vom 16. Juli 1936 (G. Bl. S. 277). 


Danzig, den 11. Januar 1937. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Greiſer Huth Dr. Wiercinski-Keiſer Dr. Hoppenrath 
Rettelsky Dr. Schimmel Dr. Großmann 
A III 39% gen. 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von N. Schroth in Danzig. 
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